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Unterstützungswohnsitz nach Wechsel der kindesschutzrechtlichen Zuständigkeit von der Wohn- zur Aufenthaltsbehörde
Sachverhalt

Ich bin Beistand gem. Art. 308 I+II ZGB eines fünfjährigen Mädchens, welches kurz nach Geburt gestützt auf Art. 310 ZGB bei einer Pflegefamilie in B. platziert wurde und dort seit fünf Jahren wohnt sowie bis auf weiteres bleiben wird.

B. hat diese Kindesschutzmassnahme zur Weiterführung vor 2 Jahren von der ehemaligen Wohnsitzgemeinde der Mutter (L.) übernommen. Nun wohnt die Mutter aber nicht mehr in L., sondern in W., ist aber wirtschaftlich nicht leistungsfähig. Meine Frage ist: Wer muss für den bei Geburt des Mädchens festgelegten Unterhaltsbeitrag aufkommen? Ist dies weiterhin die ehemalige Wohnsitzgemeinde L. der Mutter, obwohl das Kind seit mehr als fünf Jahren nicht dort wohnt oder aber B., die Gemeinde, welche die Massnahme übernahm und wo das Kind angemeldet ist oder sogar die neue Wohnsitzgemeinde der Mutter? Nach welchem Paragraphen ist die Gemeinde Ihrer Meinung dazu verpflichtet die Kosten zu tragen?

Erwägungen

1. Die Gemeinde L., welche die Kindesschutzmassnahmen angeordnet, die Platzierung verfügt hat und damit ein pflegevertragliches Verhältnis mit den Pflegeeltern in B. begründet hat, liegt im Kanton X., während die heute massnahmeführende Gemeinde B. im Kanton Y. liegt. Die Gemeinde W. als neuer Wohnsitz der Mutter liegt ebenfalls im Kanton X.

2. Zu klären sind drei Fragen:

a. Geht das pflegevertragliche Verhältnis mit der Übertragung der Kindesschutzmassnahme von der Gemeinde L. auf die Gemeinde B. über?

b. Geht mit der Übertragung des Pflegeverhältnisses auch die sozialhilferechtliche Zuständigkeit und damit die Zahlungspflicht für das Pflegeverhältnis auf die neu zuständige Vormundschaftsbehörde über?

c. Welche Rolle spielt in dieser Situation die neue Wohnsitzgemeinde W. der Mutter (und des Kindes)?


3. Die Entziehung der Obhut gegenüber den Eltern bewirkt einen Übergang des Obhutsrechts auf die Vormundschaftsbehörde (Art. 310 ZGB). Künftig obliegt ihr das Recht zu bestimmen, wo sich das Kind (in faktischer) Obhut befindet. Die Pflegeeltern vertreten, unter Vorbehalt abweichender Anordnungen, die Eltern beziehungsweise die Vormundschaftsbehörde in der Ausübung der elterlichen Sorge, werden aber selbst nicht Inhaber des Obhutsrechts (BGE 128 III 9; ZVW 2002 S. 62 ff; M. Stettler, Garde de fait et droit de garde, ZVW 2002 S. 236 ff.). Einigen sich zwei Vormundschaftsbehörden über die Übertragung einer Massnahme von der einen zur andern Behörde und wird dies beidseits kongruent verfügt, geht die vormundschaftsbehördliche Zuständigkeit über. Damit verfügt im vorliegenden Fall die Aufenthaltsbehörde, welche neben der Wohnsitzbehörde zuständig sein kann für Kindesschutzmassnahmen (Art. 315 Abs. 2 ZGB; eine bloss subsidiäre Zuständigkeit nimmt das Bundesgericht in seiner neuesten Rechtsprechung an: BGE 129 I 419; kritisch dazu Hegnauer in ZVW 2003 S. 465), alleine über das Obhutsrecht und tritt damit in das Pflegevertragsverhältnis ein. Grundsätzlich haften sie damit auch den Pflegeeltern für die Entrichtung des vereinbarten Pflegegeldes, was aber noch nichts darüber aussagt, wer dieses zu finanzieren hat.

4. Grundsätzlich haben die Eltern für die Kosten der Erziehung und Pflege aufzukommen unter Einschluss der Kindesschutzmassnahmen (Art. 276 ZGB). Sind sie dazu ausserstande oder nur teilweise fähig, obliegt die Finanzierung dem Gemeinwesen (Art. 12 BV). Die Gemeinde, welche die Pflegekosten aufgrund der von ihr verfügten Platzierung vertraglich schuldet (BSK ZGB I-Breitschmid N 16 zu Art. 310), hat mit den Eltern deren Beitrag auszuhandeln und bei fehlender Einigung mittels Unterhaltsklage einzufordern. 


5. Hinsichtlich der Frage, ob mit der Übertragung der vormundschaftsrechtlichen Zuständigkeit auch der Unterstützungswohnsitz wechselt, gilt es folgendes zu beachten:

a. Die Übertragung der Kindesschutzmassnahmen vom Wohnsitz an die Aufenthaltsbehörde hat keinen Einfluss auf den zivilrechtlichen Wohnsitz. Sie hat lediglich zur Folge, dass der Wohnsitz für die Kindesschutzmassnahmen nicht mehr zuständig ist. Damit ist künftig die Wohnsitzbehörde sowenig befugt, die Anordnungen der Aufenthaltsbehörde zu ändern, sowenig diese befugt wäre, im umgekehrten Fall die Massnahmen der Wohnsitzbehörde zu ändern (Hegnauer, ZVW 2003 S. 466 E. 4). Fehlt es aber am Wechsel des Wohnsitzes, stellt sich auch nicht die Frage des Unterstützungswohnsitzwechsels.

b. Wäre die Mutter in einen andern Kanton gezogen (was hier nicht zutrifft), wäre das Bundesgesetz über die Zuständigkeit für die Unterstützung Bedürftiger vom 24.6.1977 (ZUG) anwendbar. Gemäss Art. 7 teilt das unmündige Kind unabhängig von seinem Aufenthaltsort den Unterstützungswohnsitz der Eltern. Allerdings kann es unter verschiedenen Voraussetzungen einen eigenen Unterstützungswohnsitz. Das gilt namentlich für den Fall, wenn es dauernd nicht bei den Eltern oder einem Elternteil wohnt: Diesfalls bleibt der letzte Unterstützungswohnsitz auch bei Wechsel des zivilrechtlichen Wohnsitzes bestehen (Art. 7 Abs. 3 lit. c). Hätte also die Mutter den Wohnsitz in einen andern Kanton gewechselt, bliebe der letzte Unterstützungswohnsitz in L. bestehen.
c. Mit dem Wechsel des Wohnsitzes der Mutter von L. nach W. ändert auch der Wohnsitz des Kindes (Art. 25 Abs. 1 ZGB). Das hat allerdings auf den Unterstützungswohnsitz des Kindes keinen Einfluss, weil der Wohnsitzwechsel innerhalb des Kantons X.  stattfindet und das Sozialhilfegesetz des Kantons Luzern vom 24. Oktober 1989 (SRL 892) in§ 5 auf den Wohnsitz gemäss ZUG verweist. Demnach behält das Kind im Kanton X. auch innerkantonalem Wohnsitzwechsel seinen letzten Unterstützungswohnsitz.
6. Fazit: Die Gemeinde L. bleibt Unterstützungswohnsitz des Kindes und hat selbst dann die Versorgungskosten zu übernehmen, wenn die Aufenthaltsbehörde B. eine neue Platzierung verfügen würde.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter, lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 4.1.2006
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